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Am letzten Abstimmungssonn-
tag vom 8. März musste die Ba-
selbieter Stimmbevölkerung
über rekordverdächtige neun
Vorlagen befinden – davon fünf
auf kantonaler Ebene. Die di-
cken Stimmcouverts dürften
wohl für Missmut gesorgt ha-
ben.Die FDP-Fraktion versucht
nun mit einer Motion im Land-
rat, das Quorum für Initiativen
und Referenden zu verdoppeln.
Die Freisinnigen erachten die
Hürde von 1500 Unterschriften
für Initiativen und Referendum
als zu tief.

Ein Blick in andere Kantone
zeigt denn auch, dass der Kan-
ton Baselland eine der tiefsten
Hürden aufweist. Seit 1863wur-
de diese nicht mehr angepasst.
Bei der Einführung waren noch
mehr als 10 Prozent der Stimm-
berechtigten nötig, um eine Ini-
tiative vors Volk zu bringen.
Durch das starke Bevölkerungs-
wachstumistdieserProzentsatz
auf 0,8 gesunken.

Ob mit einer Verdopplung
der Unterschriftenzahl die Ini-
tiativflut im Baselbiet gebro-
chen werden kann, wird vor al-
lem von den linken Parteien be-
zweifelt. Denn die meisten
Initiativen wurden zuletzt von
den stärksten Verbänden im
Kanton lanciert – dem Haus-
eigentümerverband und der
Wirtschaftskammer Baselland
(Wika), die der FDP historisch
nahestehen. Von den insgesamt
43 hängigen Initiativen stam-
men rund dieHälfte aus der Fe-
der der beiden Verbände.

Missbraucht dieWika das
Initiativrecht?
Mit einer bald drohenden Mas-
se an Vorlagen konfrontiert, hat
der Regierungsrat bereits re-
agiert und eine Bremse einge-
baut: Höchstens fünf kantonale
Vorlagen will er künftig gleich-
zeitig an die Urne schicken.
Falls es dadurch zu einem Stau
kommt, hat die Regierung be-
reits einen zusätzlichenAbstim-
mungstermin angekündigt.

SP-Fraktionschef Adil Kol-
ler ist gegenüber der FDP-Mo-

tion skeptisch: «Die Belastung
des demokratischen Systems
entsteht durch die vielen Initia-
tiven der Wika. Das Initiativ-
recht istnicht fürdenmächtigs-
ten Akteur im Kanton ge-
dacht.» Lieber solle dieser
seine Anliegen über seine Ver-
treter als Vorstösse ins Parla-
mentbringen, sagtderSP-Frak-
tionschef. Eine höhere Hürde
von 3000 Unterschriften wür-
de deshalb das Problem nicht
lösen. Die beiden grossen Ver-

bände bekommen weiterhin
mit einem Postversand die nö-
tigen Unterschriften zusam-
men, für alle anderen werde es
schwieriger, so Koller.

Der Fraktionspräsident der
Grünen/EVP, Stephan Acker-
mann, sieht das ähnlich: «Zu-
erst wird Chaos gesät, um da-
nach die demokratischen Inst-
rumenteeinzuschränken.»Eine
solche Erhöhungwürde innova-
tive Anliegen einzelner Bürge-
rinnenundBürger sowie kleine-

rer Gruppierungen treffen, in-
dem der Zugang zur politischen
Agendadeutlich erschwertwer-
de, sagt Ackermann.

AuchbeiderGLPisteinege-
wisse Skepsis zu spüren, obwohl
Fraktionspräsident Manuel
Ballmer die heutige Hürde
ebenfalls als zu tief erachtet.
«Anscheinend haben die jetzi-
gen Lobbyisten der Wika nicht
mehr dieselbe Durchschlags-
kraft wie früher», sagt Ballmer
und bläst damit ins selbe Horn.
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«Die Belas-
tung des de-
mokratischen
Systems ent-
steht durch
die vielen
Initiativen der
Wika.»
Adil Koller
SP-Fraktionschef

Bei den bürgerlichen Parteien
ist das Bild ein wenig gemisch-
ter. SVP-Fraktionspräsident
MarkusGrafmöchte imNamen
seiner Partei noch keine Stel-
lung zur Motion abgeben. Per-
sönlich findet er den Vorstoss
eine heikle Sache, da er faktisch
die Volksrechte beschneide.

Für die Mitte ist laut Frak-
tionschef Pascal Ryf die heutige
Hürde ebenfalls zu tief, weshalb
sich eine klare Mehrheit der
Fraktion für eine Erhöhung aus-
spricht. Eine Minderheit hin-
gegen sehe aktuell keinen
Handlungsbedarf, auch wenn
zurzeit viele Initiativen lanciert
werden.

AuchdieGemeinden sind
betroffen
Hingegen klar lehnt die Mitte-
Fraktion die Forderung derMo-
tionnach einerVerdopplungbei
der Gemeindeinitiative ab. Bis
anhin können fünf Gemeinden
eine Initiative lancieren. Die
FDPwünscht sichhier einebrei-
tere Abstützung des Begehrens
und verweist auf andere Kanto-
ne,dieauchhierhöhereHürden
haben. Die Gemeindeinitiative
werde bislang zurückhaltend
genutzt, weshalb kein unmittel-
barer Anpassungsbedarf gese-
hen wird, so die Haltung der
Mitte. Ausserdem habe die An-
zahl derGemeindennicht zuge-
nommen und werde im Zuge
von möglichen Fusionen eher
noch kleiner.

Obwohl praktisch alle Par-
teien anerkennen, dass die heu-
tige Hürde sehr tief ist, dürfte
der Vorstoss als Motion einen
schwierigen Stand haben. So-
wohl die Grüne/EVP als auch
die GLP würden dem Anliegen
als Postulat eine Chance geben.
Zumal die Regierung dadurch
anstatt einer fixen Unterschrif-
tenzahl auch ein System mit
einemProzentsatzprüfenkönn-
te, das dem Bevölkerungs-
wachstum Rechnung tragen
würde. Andere Kantone haben
dies so gelöst. Das Quorum von
1863 ist definitiv nicht mehr
zeitgemäss und sollte nicht nur
danach bewertet werden, wer
davon profitiert.

Fremdsprache Nur ein kleiner
Teil der angehenden Primar-
lehrkräfte kann genug Franzö-
sisch, um es zu unterrichten.
Und an der Pädagogischen
Hochschule der Fachhochschu-
le Nordwestschweiz wählen
drei Viertel der Studierenden
Englisch als zu unterrichtende
Fremdsprache, nur ein Viertel
Französisch. Entsprechend ha-
ben die Schulleitungen oft
Schwierigkeiten, qualifizierte
Lehrpersonen für den Franzö-
sischunterricht zu finden. Um
Abhilfe zu schaffen, fordert die
Mitte-Landrätin Béatrix von Su-
ry d’Aspremont in einem Vor-
stoss, dass der Kanton Basel-
land Diplome von Lehrperso-
nen mit französischer
Muttersprache möglichst ohne
Hürden anerkennt, unter ande-
rem solche aus dem benachbar-
ten Frankreich. Von Sury weist
darauf hin, dass für im Kanton
Jura ausgebildete Lehrkräfte
Deutsch Pflichtfach ist. (bz)

Breitenbach Auf der Brislach-
strasse in Breitenbach hat sich
am Dienstag um 15 Uhr eine
seitlich-frontale Kollision zwi-
schen zwei Autos ereignet. Ur-
sächlich dürfte ein Sekunden-
schlaf eines 61-jährigen Auto-
mobilisten sein, teilt die
SolothurnerKantonspolizeimit.
Der Unfallverursacher wie auch
die Lenkerin des entgegenkom-
menden Autos wurden leicht
verletzt. Beide wurden durch
denRettungsdienst zurKontrol-
le in ein Spital gebracht. (bz)

LangjährigerGemeinderat
imAmt verstorben
Duggingen Herbert Näf, der
seit 2012 dem Dugginger Ge-
meinderat angehört, ist 69-jäh-
rig an den Folgen einer Krebs-
erkrankung gestorben. Er war
zuständig für die Ressorts Bil-
dung und Sicherheit. «Herbert
NäfwareinMenschderTat – zu-
verlässig, präziseundunermüd-
lich», schreiben der Gemeinde-
rat und das Verwaltungsperso-
nal in ihremNachruf. (bz)

Beinahe-Frontalunfall
wegen Sekundenschlaf

Die Liegenschaft am Dorfplatz
2 in Reigoldswil, in der seit an-
fangs August 2024 dieGemein-
deverwaltung eingemietet ist,
soll von der Bürgergemeinde
erworben werden. Der Kauf-
preis beträgt 1,55 Millionen
Franken. Derzeitige Besitzerin
ist dieReigiGmbH.Am20.Ap-
ril entscheidet die ausseror-
dentliche Bürgergemeindever-
sammlung über denAntrag des
Gemeinderats, dasGrundstück
mit Gebäude im Dorfkern zu
kaufen.

Damit beabsichtigt der Ge-
meinderat, langfristig die kom-
munale Entwicklung und Nut-

zung sowie bezahlbaren Wohn-
raum zu sichern. Dies würde
Abhängigkeiten vom Privat-
markt reduzieren und erleich-
tern, Interessen fürs Gemein-
wohl nachzukommen.

Die mehrgeschossige Lie-
genschaft mit drei Wohnungen
wurde in den vergangenen Jah-
renumfassendsaniert.Dazuge-
hören der Umbau für die neue
Gemeindeverwaltung – deren
Umzug löste im Vorfeld Wider-
stand in der Dorfbevölkerung
aus –, derAnschluss andieFern-
wärmeheizung sowie weitere
energetische Verbesserungen.
Dank dieser Massnahmen be-
stehtkeinunmittelbarer Investi-
tionsbedarf.

Eine unabhängige Schätzung
beziffert denWertder Immobi-
lie auf 1,48 Millionen Franken,
der angebotene Verkaufspreis
liegt bei 1,55Millionen.DieDif-
ferenzerklärt sichdurchdiegu-
te Lage und die Flexibilität der
Nutzungsmöglichkeiten. Der
jährliche Mietertrag wird mit
75’000 Franken angegeben,
wasdieLiegenschaft alsRendi-
teobjekt attraktivmacht.

Wie viel an Fremdkapital
aufgenommen werden muss,
um die Kaufsumme zu stem-
men, kann Reigoldswils Ge-
meindepräsident Fritz Sutter
nochnicht sagen.Dies deshalb,
weilmit demUmbaudesWerk-
hofs derzeit ein grösseres Pro-

Simon Tschopp jekt läuft und noch offen ist,
wie hoch die Steuereinnahmen
sind.

Ausstandsregelnwurden
geklärt
Für den Erwerb des Gebäudes
am Dorfplatz verhandelte die
Einwohnergemeinde Reigolds-
wil bereits vor sieben Jahrenmit
der damaligen Eigentümerin,
der Basellandschaftlichen Kan-
tonalbank,diedortbis 2017eine
Filiale betrieben hatte. Das Ge-
schäft kam damals aber nicht
zustande,weil sich derGemein-
derat mit Stichentscheid des
Präsidenten dagegen aus-
sprach. Dafür sprang die Reigi
GmbH in die Bresche mit dem

Ziel, das Gebäude zu sanieren,
es für die künftige Entwicklung
desDorfs zu sichern undmittel-
fristigwiederzuveräussern.Da-
bei wurde der Gemeinde ein
Vorkaufsrecht eingeräumt.

Dass nundieBürgergemein-
de die Liegenschaft erwerben
will, hängt damit zusammen,
dass sie bereits über ein Portfo-
lio an Immobilien verfügt. «Wir
konzentrieren dies auf die Bür-
gergemeinde», erklärt Sutter.
Die Rechnungs- undGeschäfts-
prüfungskommission hat das
GeschäftunterdieLupegenom-
men und befürwortet den Kauf
einstimmig.

VordenKaufverhandlungen
mit der Reigi GmbH besprach

der Gemeinderat mit dem
Rechtsdienst des Kantons Ba-
sellanddiegängigenAusstands-
regeln, um «vermeintliche Par-
tikularinteressen zweifelsfrei
ausschliessen zu können», wie
es in den gemeinderätlichen In-
formationen zur Versammlung
formuliert ist.

Die Reigi GmbH bilden
fünf in Reigoldswil wohnhafte
Privatpersonen als Gesell-
schafter; einer davon ist Hans
Rudolf Sutter, der Bruder des
amtierenden Gemeindepräsi-
denten und früher selbst Ge-
meindepräsident vonReigolds-
wil. Mit weiteren Gesellschaf-
tern pflegt Fritz Sutter private
Kontakte.
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Unterschriftenhürde bei Initiative und Referendum
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Prozentsatz der Unterschriftenzahl im Verhältnis zur Anzahl an Stimmberechtigten

Mit Unterschriften von 0,8 Prozent der Bevölkerung kann eine Initiative eingereicht werden. Bild: zvg

Mehr als 1500 Signaturen gefordert
DieFDPmöchtehöhereHürde für Initiativen verankern. IhreGegner sehendarin eineBevorteilung grosserVerbände.

Lehrer aus Jura
und Frankreich

Nachrichten

Reigoldswils Bürgergemeinde soll Haus im Dorfkern kaufen
Die Versammlung befindetMitte April über einenKredit von 1,55Millionen Franken. Ein erster Anlauf für denKauf scheiterte 2019.


